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Berichterstatterin Klara Neurauter: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Ich bringe den Bericht des Ausschusses für

Verfassung und Föderalismus über den Beschluss des Nationalrates vom 12.

Dezember 2025 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Beamten-

Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das

Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richter- und

Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das

Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrpersonen-Dienstrechtsgesetz, das

Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- und forstwirtschaftliche

Landesvertragslehrpersonengesetz, das Land- und Forstarbeiter-

Dienstrechtsgesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes-

Gleichbehandlungsgesetz, das Bundes-Personalvertretungsgesetz, das

Ausschreibungsgesetz 1989, das Pensionsgesetz 1965, das Bundesbahngesetz,

das Bundespensionsamtübertragungs-Gesetz, das Bundes-

Bedienstetenschutzgesetz, das Überbrückungshilfengesetz, das

Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984, das Mutterschutzgesetz 1979, das Väter-

Karenzgesetz, das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, das

Poststrukturgesetz, das Einsatzzulagengesetz, das Auslandszulagen- und -

hilfeleistungsgesetz, das Militärberufsförderungsgesetz 2004 und das

UmsetzungsG-RL 2014/54/EU geändert werden (Dienstrechts-Novelle 2025).

Der Bericht liegt Ihnen in schriftlicher Form vor und so komme ich sogleich zur

Antragstellung:

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der

Vorlage mehrstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 
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Zu Tagesordnungspunkt 15: Ich bringe den Bericht des Ausschusses für

Verfassung und Föderalismus über den Beschluss des Nationalrates vom

12. Dezember 2025 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das

Bundesbezügegesetz geändert wird.

Der Bericht liegt Ihnen in schriftlicher Form vor und so komme ich sogleich zur

Antragstellung:

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der

Vorlage einstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Präsident Peter Samt: Danke für die Berichte. (Heiterkeit und Beifall bei

Mitgliedern des Bundesrates von der ÖVP.)

Ich begrüße Herrn Staatssekretär Alexander Pröll aus dem Bundeskanzleramt

bei uns im Bundesrat. – Herzlich willkommen. (Beifall bei der ÖVP sowie bei

Mitgliedern des Bundesrates von SPÖ und FPÖ.)

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Sandra Jäckel. Ich erteile ihr das Wort.
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